
Mittwoch, 18. August 1937-

Prov. Vereinbarung über die 
RechStellung der Flüchtlinge 
aus Deutschland. 

Justiz- & Polizeidepartement. Antrag vom 17. August 1937-
Am 4. Juli 1936 be och lo ss eine Vom Völkerbund nach Genf 

einberufene Konferenz von Regierungsvertretern eine vorläufige 
Vereinbarung über die Rechtsstellung der Flüchtlinge auü Deutsch-
land. Der Delegierte des Bundesrates, Herr Dr. H. Rothraund, Chef 
der Polizeiabteilung, -unterzeichnete die Vereinbarung ad refe-
rendum. Die Schweiz ist der Vereinbarung bisher noch nicht bei-
getreten, weil sie zimächst die praktische Auswirkung abwarten 
und iich vergewissern wollte, ob andere Länder das Abkommen gut-
heissen. Nachdem nun ausser Prankreich und Dänemark, welche 
Staaten die Vereinbarung bereits in Genf unterzeichneten, noch 
Grossbritannien, Belgien, Herwegen und Spanien beigetreten 
sind, glaubt das Justiz- und Polizeideparternent heute den An-
trag unterbreiten zu sollen, den Beitritt der Schweiz ebenfalls 
zu erklären. 

Die Schweiz hat sieh den Flüchtlingen aus Deutschland ge-
genüber immer bloss als Durchgangsland betrachtet. Man verwehrt 
ihnen den Eintritt in die Schweiz nicht, rauss ihnen aber ange-
sichts der bestehenden Ueberfremdung und der Lage des Arbeits-
marktes in der Regel längern Aufenthalt und Erwerbstätigkeit 
verwehren und bedeuten, sich anderwärts eine Zuflucht zu suchen. 
Den nach den bestehenden Vorschriften als politische Flüchtling« 
anerkannten Personen wird längerer Aufenthalt gestattet, die 
Arbeitsannahme dann, wenn es der Arbeitsnarkt erlaubt. Diese 
Haltung rauss auch für die Zukunft wegleitend sein. Das provi-
sorische Abkommen ändert hieran nichts, da ;3eine Bestimmungen 
sich weder auf die Zulassung noch auf die Erwerbstätigkeit im 
Inland beziehen. Die Regelung baut sich auf der Voraussetzung 

dodis.ch/46374dodis.ch/46374

http://dodis.ch/46374
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/46374


auf, dass der Flüchtling sich Ordnungsnässig auf dem Gebiet des 
Gastlandes aufhalte. Als Flüchtling gilt, wer in Deutschland 
ansässig war, keins andere Staatsangehörigkeit als die deut-
sche besitzt und weder rechtlichen noch tatsach] Lehen Schutz 
des Reiches geniesst, Flüchtling ist also nicht nur der Deut-
sche selbst der aus politischen oder konfessionellen Gründen 
Deutschland verlassen rausste, sondern auch der Staatenlose, 
der dort lebte und aus den nämlichen Gründen das Land verliess. 

Der Hauptinhalt der Vereinbarung bezieht sich auf die 
Schaffung eines Passersatzes, nämlich eines Identitätsauswei-
ses. der visiert werden kann und dem Flüchtling erlauben soll., 
das Gastland verlassen und legal in einem andern Staat Aufent-
halt zu nehmen, oder aber, wenn er in einem Staat zugelassen 
ist, von dort aus Reisen nach andern Ländern auszuführen. Für 
das Identitätspapier wird ein Modell empfohlen, jedoch einge-
räumt, ein anderes, den Zweck erfüllendes Formular zu gebrau-
chen , Dem regulär zugelassenen Flüchtling rauss der Ausweis aus-
gestellt werden. Den andern kann er verabfolgt werden, wenn sie 
sich binnen einer vom Aufenthaltsland zu bestimmenden Frist 
den Behörden melden. In der Regel soll der Ausweis ein Oahr 
gültig sein und den Inhaber ermächtigen, wahrend der Gültig-
keitsdauer in das ausstellende Land zurückzukehren, Die Rück-
reiseklausel kann jedoch zeitlich enger begrenzt werden. Dem 
Flüchtling, der zum Verlassen des Landes aufgefordert wird, 
soll eine ausreichende Frist zur Ordnung seiner Angelegenhei-
ten eingeräumt werden. Er soll "sans préjudice des mesures 
d'ordre interne" nicht ausgewiesen oder ausgeschafft werden, 
es sei denn aus Gründen der LandesSicherheit oder der öffentli-
chen Ordnung. Die Rücicweisung nach Deutschland soll, nach vor-
heriger Verständigung des Flüchtlings, nur erfolgen, wenn die-
ser sich weigert, nach einem andern Land zu gehen oder wenn 
er Hilfeleistung hiefür ausschlägt. Die Vereinbarung enthält 
noch einige Bestimmungen über das Personaistatut und die Zulas-
sung zu den Gerichten. Da diese Bestimmungen fur das geltende 
schweizerische Recht keine Aenderung bedeuten, geben sie zu 
besondern Bemerkungen nicht Anlass. 

Die von der Vereinbarung aufgestellte Ordnung entspricht 
in den wichtigsten Teilen der in der Schweiz gegenüber den 
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deutschen Flüchtlingen seit "bereits drei Jahren besteh«mien 
Praxis, Sie steht inhaltlich auch in Uebereinstimmung mit den 
Vereinbarungen aber die rassischen und armenischen Flüchtlinge 
von 1924, 19?6 und 1928, die die Schweis gutgeheissen hat. Wie 
diesen Flüchtlingen der Nansen ausweife verabfolgt; wird, oder 
wie den in unserem Land wohnhaften Staatenlosen der Ausi nder-
pass abgegeben wird, erhalten die deutschen Flüchtlinge schon 
seit dem Sommer 1934 einen Identitätsausweis. Die Handhabung 
entsprach bisher schon der Regelung gemäss der Genfer Verein-
barung vom 4. Juli 1936, nur dass die Gültigkeit in der Regel 
auf 6 Monate beschränkt war. Die Ausweise wurden auch immer, 
wc es sich als zweckmässig oder nötig crwiosi, mit der R-.ckroi-
segarantie versehen, da sonst kaum Aussicht bestand, dass das 
Papier von andern Landern visiert wurde. Die Vorschriften des 
Abkommens bringen daher in diesem Punkt nichts neues. Die Er-
fahrungen mit den Identitätsausweisen, deren bisher etwa 430 
ausgestellt oder verlängert wurden, sind im allgemeinen gute. 
Ohne sie wäre es einer grossen Zahl von Flüchtlingen nicht ge-
lungen, die Schweiz legal zu verlassen. Ihr weiteres Verweilen 
in der Schweiz odor ihre Vorsuche, heimlich in andere Lander 
einzureisen, wäre für sie selbst und die schweizerischen Beh"r-
den zu einer Quelle fortwährender Schwierigkeiten geworden. 

Der Beitritt zur Vereinbarung ist jederzeit möglich. 
Sie tritt für die nachträglich unterzeichnenden Staaten am 
30. Tage nach Hinterlage der Unterschrift in Kraft. Die Kündi-
gung eines Staates wird 45 Tage nach Fingang beim Generalsekre-
tariat des Völkerbundes wirksam. Bei der Unterschrift können 
Vorbehalte angebracht worden. Die Schweiz hat solche nicht zu 
machen, Jedoch mitzuteilen, dass sie für den Identitätsausweis 
nicht das von der Konferenz empfohlene, sondern das bisher 
von ihr verwendete Modell gebrauchen werde, weil es sich zur 
Abgabe auch an andere Schriftenlosc eignet, für welche Frille 
sonst ein besonderes Formular hergestellt werden müsstc. 

Der nunmehrige Beitritt der Schweiz rechtfertigt sich, 
wie bereits angedeutet, weil das Abkommen praktisch schon ange-
wendet wird und es uns nichts zumutet, was wir nicht verant-
worten könnten. Sodann wurde an dor Genfer Konferenz den Wün-
schen und Anträgen des schweizerischen Delegierten in weitem 
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Masse Rechnung getragen, so dass es auch aus diesem Grunde an-
gezeigt erscheint, die ad referendum gegebene Unterschrift zu 
be stätigen, 

Im Einverständnis mit dem Politischen Departements wird 
antragsgemäss 

b e s c h l o s s e n : 
1. Der Bundesrat erklärt den Beitritt der Schweiz zur pro-

visorische Vereinbarung über das Statut der Flüchtlinge aus 
Deutschland vom 4. Juli 1936. 

2. Das Politische Departement wird dem Generalsekretariat 
des Völkerbundes den Beitritt notifizieren mit dem Beifügen, 
der Bundesrat ziehe vor, risteile des für die Identitätsaus-
weise gemäss der Vereinbarung vorgesehenen Modell das bisher 
von der Schweiz verwendete Modell zu gebrauchen, 

3. Das Justiz- und Polizeidepartemont wird den kantonalen 
Behörden die für die Durchführung' der Vereinbarung nötigen Mit-
teilungen zugehen lassen und die sonst erforderlichen Anord-
nungen treffen. 

Protokollauszug an das Politisene Departement und das 
Justiz- und Polizeidepartement (je 3 Expl.) zum Vollzug. 

Pür getreuer Auszug, 
Der Protokollführer: 
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